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Carrió vs. Moyano
Macri-Verbündete attackiert Gewerkschaftsboss
Scheut die Polemik nicht: Elisa Carrió, genannt „Lilita“. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/mc) - Elisa Carrió ist bekannt für deutliche, teils ehrabschneidende Äußerungen. So bezeichnete die Vorsitzende der Bürgerlichen Koalition (CC) 2010 im TV-Sender C5N den damaligen Bürgermeister von Buenos Aires und heutigen Präsidenten, Mauricio Macri, als „Verbrecher“ und dessen Vater, den Unternehmer Franco Macri, als „Quasi-Mafioso“.
Während Carrió heute eine wichtige Bündnispartnerin Macris ist, wendet sie nun ein sehr ähnlich klingendes Vokabular auf den Gewerkschafter und Regierungsgegner Hugo Moyano und dessen Angehörige an: „Die Moyanos sind eine Familie von Kriminellen. Nicht alle, aber zumindest Hugo und sein Sohn Pablo“, so Carrió gegenüber der uruguayischen Zeitung „El País“. Dabei unterstellte die Politikerin den Moyanos nicht nur „Diebstahl“ von Geldern, sondern machte sie auch für „viele Tote“ verantwortlich, ohne jedoch Details zu nennen. „Argentinien darf nicht länger in den Händen der Mafias bleiben“, forderte die aus dem Chaco stammende Rechtsanwältin. Präsident Macri müsse den Kampf gegen Moyano aufnehmen.
Gegen Moyano laufen derzeit mehrere Ermittlungen wegen Verdachts auf Veruntreuung und Geldwäsche. Der Gewerkschaftsboss organisierte in der vorigen Woche eine Großdemo gegen die Regierung (wir berichteten). Pablo Moyano, der gemeinsam mit seinem Vater an der Spitze der Lkw-Fahrer-Gewerkschaft steht, kündigte rechtliche Schritte gegen Carrió an: „Es gibt Grenzen. Wir werden in den nächsten Tagen Anzeige erstatten“, so Moyano junior. Vor Gericht könne Carrió dann ja versuchen zu beweisen, dass er und sein Vater Mörder wären.
Carrió wisse offenbar nicht, was sie rede, so Pablo Moyano. Er betonte, dass gegen ihn wie seinen Vater nichts juristisch Verwertbares vorliege. Stattdessen habe die Regierung begonnen, systematisch seine Familie zu attackieren, seit man im November gegen die von Macri geplante Arbeitsrechtsreform mobil gemacht habe.
Argentinien
Fast 400 Kilo Kokain entdeckt
Fund in der russischen Botschaft / 14-monatige Ermittlung
Ein Paket Kokain, das in der russischen Botschaft gefunden wurde. (Foto: minseg/AP/dpa)
Buenos Aires (dpa) - Fast 400 Kilogramm Kokain sind laut Behörden vor etwa einem Jahr in der russischen Botschaft in Buenos Aires entdeckt worden. Fünf mutmaßliche Mitglieder eines Drogenhandelsrings seien nun in Verbindung mit dem Fund festgenommen worden, sagte die Ministerin für Sicherheit, Patricia Bullrich, vor wenigen Tagen auf einer Pressekonferenz. Drei der Festnahmen seien in Russland erfolgt.
Der Fund war bereits im Dezember 2016 vom russischen Botschafter bei den Behörden gemeldet worden, erklärte die Ministerin. Danach war eine 14-monatige gemeinsame Operation mit russischen Ermittlern gestartet worden. Die 389 Kilogramm Kokain waren in zwölf Koffern in einem Gebäude der diplomatischen Vertretung Russlands versteckt gewesen. Das Kokain sollte wohl als Diplomatengepäck nach Russland geschickt werden.
Nach dem Fund tauschten Fahnder die Ladung heimlich gegen Mehl um und verfolgten die Sendung mit GPS-Geräten. Später griffen die Ermittler in beiden Ländern zu. Unter den Festgenommenen sind laut Angaben hiesiger Behörden ein russischer Funktionär und ein argentinischer Polizeibeamter. Ein sechster Verdächtiger sei noch auf der Flucht. Er soll sich in Deutschland aufhalten, sagte Bullrich.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Ibarra verteidigt CFK
Cristina Fernández de Kirchner erhält prominenten Beistand vor Gericht: Ab sofort wird Aníbal Ibarra die Ex-Präsidentin in dem Prozess wegen des Iran-Memorandums als Anwalt verteidigen. Die Vorwürfe, die Richter Claudio Bonadio gegen die einstige Staatschefin erhebt, lauten auf „Vaterlandsverrat“ sowie Behinderung des Justiz bei der Aufklärung des AMIA-Attentats (wir berichteten). In Kürze soll eine mündliche Verhandlung anberaumt werden. Ibarra, der in seiner Studentenzeit der Kommunisten Partei nahe stand, war zwischen 2000 und 2006 Bürgermeister von Buenos Aires. Bei seiner Wiederwahl 2003 setzte er sich gegen den heutigen Präsidenten Mauricio Macri durch. Zum Verhängnis wurde ihm die Brandkatastrophe in der Diskothek „Cromañón“, bei der 2004 194 Menschen ums Leben kamen. 2006 verlor Ibarra durch ein Amtsenthebungsverfahren seinen Posten. In der Folgezeit war er acht Jahre lang Abgeordneter im Stadtparlament von Buenos Aires und in dieser Funktion Verbündeter des Kirchner-Lagers. Die Ernennung Ibarras zum Verteidiger Cristinas werten politische Beobachter als Teil der Strategie der Ex-Präsidentin, den Prozess zu politisieren. Ibarra machte keinen Hehl daraus, wie er die Anschuldigungen gegen Kirchner bewertet: „Es handelt sich um einen Fall politischer Verfolgung, die von Richtern ausgeführt wird.“
Ausländer sollen zahlen
Ausländer ohne dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung sollen künftig in öffentlichen Krankenhäusern und Universitäten in Argentinien zur Kasse gebeten werden. Dies jedenfalls plant die Regierungskoalition „Cambiemos“. Deren Abgeordneter Luis Petri brachte jetzt einen entsprechenden Vorschlag in der Deputiertenkammer ein. Die Initiative hat vor allem die Nachbarländer im Blick. Deren Bürger nehmen nicht selten Leistungen in Argentinien in Anspruch, ohne dass aber andersherum Argentinier in den Nachbarländern Gleiches tun könnten. Jüngster Aufreger war die Absage von Boliviens Präsident Evo Morales an seinen argentinischen Amtskollegen Mauricio Macri, der für Argentinier, die in Bolivien leben oder auf Reisen sind, eine medizinische Gratisversorgung eingefordert hatte. Das Projekt der argentinischen Regierung sieht das Prinzip der Gegenseitigkeit vor; das heißt, eine Befreiung der Zahlungspflicht für diejenigen Ausländer, in deren Heimatländern Argentinier ebenfalls gratis versorgt werden. Gleiches gilt für die Studiengebühren. Ausländer mit dauerhafter Aufenthaltsgenehmigung in Argentinien sind von der Neuregelung nicht betroffen.
Reform der Sozialpläne
Die Regierung will das System der staatlichen Sozialleistungen reformieren. Kern des Vorhabens ist, dass die Auszahlung der Unterstützung künftig an Weiterbildungsbemühungen der Leistungsbezieher gekoppelt sein soll. Bislang bezog sich dies auf bestimmte Arbeitsleistungen. Die Betroffenen sind nach der Neuregelung gehalten, ihre Schulabschlüsse nachzuholen. In einem zweiten Schritt sollen sie auch auf dem Feld beruflicher Bildung Einsatz zeigen. Die Kurse werden vom Bildungsministerium zugelassen. Die Macri-Regierung strebt an, mehr Kontrolle über die Auszahlung der Hilfsgelder zu erlangen. Die sozialen Organisationen, die bislang zur Verteilung der Mittel zwischengeschaltet waren, sollen zurückgedrängt werden. Es ist geplant, dass die Bezahlung direkt von den staatlichen Stellen an die Leistungsbezieher erfolgt. Mit Protesten der betroffenen Organisationen dürfte zu rechnen sein. Wie die Zeitung „Clarín“ erläutert, gibt es derzeit 261.000 Menschen, die von den Programmen „Argentina Trabaja“ und „Ellas hacen“ profitieren. Diese sollen künftig unter dem Namen „Hacemos Futuro“ (Wir gestalten Zukunft) zusammengefasst werden. Derzeit kassiert ein Leistungsbezieher monatlich 4430 Pesos an staatlicher Unterstützung.
Radeln für Gletscherschutz
Für den Schutz der Anden-Gletscher sind Bewohner aus Jáchal (Provinz San Juan) nach Buenos Aires geradelt. Nach ihrer Ankunft am Dienstag forderte die Gruppe Medienberichten zufolge vor dem Parlament, das 2010 erlassene Gesetz zum Schutz der Gletscher zu respektieren. Hintergrund ist der Bergbau, der den Gletschern zusetzt. Das Gesetz sieht eigentlich vor, dass umweltzerstörende Aktivitäten verboten sind. Jáchal habe bereits mehrfach die Folgen von Lecks in der 4000 Meter hoch gelegenen Goldmine Veladero des kanadischen Unternehmens Barrick zu spüren bekommen, hieß es. 2015 ereignete sich demnach der bisher folgenschwerste Unfall: Durch ein defektes Ventil gelangten etwa eine Million Liter einer Lösung mit dem Blausäuresalz Zyanid in drei Flüsse der Region und verschmutzte sie. Für ihre Radtour brauchte die Gruppe acht Tage. Dabei folgten die Dorfbewohner genau dem Weg, den das Gletscherwasser nimmt, um von den Anden zum Atlantik zu fließen. (AT/mc/dpa)
Meinung
Die Justizreform
Von Juan E. Alemann
Der Präsident des Obersten Gerichtshofes, Ricardo Lorenzetti, hat Präsident Mauricio Macri Ende der Vorwoche einen Vorschlag über Reformen der Justiz vorgelegt. An diesem Thema arbeitet auch Justizminister Germán Garavano seit einiger Zeit. Er sagte jetzt, das Projekt von Lorenzetti widerspreche seinem nicht, sondern sei komplementär. Dennoch dürfte es in vielen Aspekten unterschiedliche Auffassungen geben.
Einigkeit besteht darin, dass die Gerichte voll auf Informatiktechnologie übergehen. Das bedeutet, dass die Anwälte ihre Schreiben per Internet einreichen und auch auf diesem Weg Einsicht in die Akten haben. Dabei wird viel Zeit gespart: Die Anwälte müssen nicht mehr in die Gerichte wandern, und die Angestellten verlieren keine Zeit mit der Suche und Aushändigung der Akten. Die Berge von Papierakten, die die Gerichte verstopfen, müssten schließlich verschwinden, weil sie durch digitale Speicherung ersetzt werden. Womit dann auch Angestellte in den Gerichten überflüssig werden.
Es geht bei der Reform jedoch um mehr als das. Ein wesentlicher Aspekt ist die Beschleunigung der Prozesse, die unnötigerweise sehr lange dauern, was für die Betroffenen eine Belästigung darstellt und eine unnötige Arbeit bei den Gerichten herbeiführt. In diesem Sinn besteht auch seit langem die Initiative, bei unbedeutenden juristischen Konflikten ein Schnellverfahren anzuwenden. Es geht jedoch grundsätzlich darum, dass die Richter die Fristen einhalten, die schon jetzt für die einzelnen Etappen der Prozesse vorgesehen sind.
Für dies bedarf es keiner Reform, sondern nur, dass der Richterrat ein Verfahren einleitet, das mit einer Buße oder eventuell der Absetzung des Richters endet. Der Richterrat soll reformiert werden, wobei es mehrere Vorschläge gibt, und Lorenzetti jetzt einen weiteren vorlegt. Die Regierung sollte unmittelbar eine Entscheidung treffen, damit der Richterrat aktiv wird. Wenn die Richter spüren, dass sie beobachtet werden und ihre Fahrlässigkeit, und die Tatsache, dass sie die Prozessfristen nicht einhalten, nicht geduldet wird, werden sie ihre Arbeit bestimmt besser verrichten.
Abgesehen von einzelnen Reformvorschlägen von Lorenzetti, wie den, dass der Staatsanwalt und nicht der Richter in erster Instanz als Kläger auftritt, bezieht sich die Reform auch auf die Arbeit der Richter und Gerichte. Macri selber hat vor einiger Zeit schon beanstandet, dass die Gerichte nur am Morgen geöffnet sind, dass die Arbeitszeiten für Richter und Justizbeamte zu kurz und die Ferien zu lang seien. Auch das Pensionssystem, das für diesen Bereich gilt, erscheint zu großzügig.
Das Problem der Erfassung der Richtergehälter durch die Gewinnsteuer wurde unlängst halbwegs gelöst: Neu ernannte Richter müssen die Steuer zahlen, und wenn dies von Anfang an so ist, können sie sich nicht auf den Paragraphen der Verfassung beziehen, der bestimmt, dass die Richtergehälter nicht verringert werden dürfen. Diese Lösung wurde seinerzeit auch in den Vereinigten Staaten eingeführt, womit dann nach und nach alle Richter von der Steuer erfasst werden.
Ein weiteres heikles Thema ist die Ernennung von Richtern. Auf diesem Gebiert besteht eine Vetternwirtschaft, die im Wesen ein korruptes System darstellt und den Anwälten im allgemeinen den Weg zur Karriere in der Justiz versperrt. Es genügt jedoch, wenn der Richterrat effektiv in allen Fällen eingesetzt wird und bei jeder offenen Stelle die Interessenten öffentlich aufruft, damit sie sich mit ihrem Curriculum melden. Obwohl der Richterrat schon 1994 durch die Verfassungsreform geschaffen wurde, wurden seither weiter Richter ohne das vorgesehene Verfahren ernannt.
Meinung
Im Blickfeld: Schachzüge und Quoten
Von Stefan Kuhn
Sie ist wieder da. Die Angela Merkel, die man kennt - die machtbewusste Strippenzieherin. Während Deutschland, Europa und ein Großteil der restlichen Welt gespannt auf das Mitgliedervotum der SPD warten, hat die geschäftsführende Kanzlerin und Parteivorsitzende die internen CDU-Querelen mit einem Schlag beseitigt. Auf dem CDU-Parteitag am Montag in Berlin hat sie eine überzeugend hohe Zustimmung für die große Koalition mit der SPD erreicht, und die neue Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer wurde mit fast 99 Prozent der Stimmen ins Amt gewählt.
Kramp-Karrenbauer, bis zum gestrigen Donnerstag noch saarländische Ministerpräsidentin, ist dabei die wichtigste Personalie. Sie gilt als Merkels Wunschkandidatin für die Nachfolge, hat aber einen größeren Rückhalt in der Partei. AKK, wie sie in Parteikreisen genannt wird, ist in ihrem sachlichen Politikstil Merkel nicht unähnlich, aber auch für Konservative wählbar. Im Kampf um die Nachfolge der Kanzlerin hat sie derzeit die besten Karten. Aber der ist vorerst vertagt. Merkel hat angekündigt, den dreieinhalbjährigen Rest der Legislaturperiode regieren zu wollen. Das heißt, vorausgesetzt die SPD-Mitglieder stimmen zu und die GroKo hält so lange.
Ein kluger Schachzug von Merkel ist auch die Besetzung der CDU-Ministerposten. Sie hat die Namen bereits vor dem Parteitag bekanntgegeben. Das war wichtig, denn dadurch konnte sie die Gemüter in der Partei beruhigen. Der Ärger über den Verlust des Finanzministeriums, die zunächst berechtigten Sorgen, die Konservativen und junge Politiker könnten zu kurz kommen. Bisher hatte Merkel parteiinterne Kritiker immer ignoriert und sie auf unwichtige Posten abgeschoben. Vermutlich hätte sie das erneut getan, aber der Druck war zu stark. Jens Spahn, die erst 37-jährige Galionsfigur der konservativen Parteierneuerer, soll nun Gesundheitsminister werden. Das ist eigentlich ein wichtiges Gestaltungsministerium, beliebt werden kann man damit allerdings nicht. Spahn müsste bei einem Zustandekommen der GroKo auch Koalitionsvereinbarungen umsetzen, die deutlich sozialdemokratische Handschrift tragen, etwa eine Angleichung der Ärztehonorare, kürzere Wartezeiten für Kassenpatienten - erste Schritte zur Abschaffung der Zweiklassenmedizin.
Spahn könnte das Amt zwar nutzen, um zu bremsen, sein konservatives Profil zu schärfen und die SPD dazu bringen, die GroKo platzen zu lassen. Aber das wäre ein riskantes Spiel. Wenn man die Ungleichbehandlung von Kassen- und Privatpatienten verteidigt, gewinnt man keine Sympathien beim Wahlvolk. Richtig beliebt werden könnte Spahn, wenn er mehr liefern würde als die SPD gefordert hat. Dagegen spricht allerdings die Tatsache, dass der Jungpolitiker Sprecher derjenigen in der Union ist, die sich gegen Merkels Politik der Sozialdemokratisierung der CDU wehren. Die Wahrscheinlichkeit, dass sich Spahn in seinem neuen Job aufreibt, verzettelt und entzaubert, ist recht groß. Merkel hat jetzt einen parteiinternen Kritiker im Kabinett. Damit dürfte sie zurechtkommen. Ihr Schachzug wurde dadurch begünstigt, dass der bisherige Staatssekretär im Finanzministerium, den neuen Job gar nicht ablehnen konnte. Zum einen bedeutet er eine Beförderung, zum anderen gilt Spahn als Gesundheitsexperte. Ein Kneifen hätte seinen Ambitionen einen herben Rückschlag gegeben.
Die Namen der anderen Ministerinnen und Minister sind bis auf Bildungsministerin Anja Karliczek wenig überraschend. Die bundesweit wenig bekannte 46-Jährige kommt aus Nordrhein-Westfalen ist seit gut einem Jahr Parlamentarische Geschäftsführerin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Wenig bekannt ist auch Helge Braun, der künftige Chef des Bundeskanzleramts. Er hat wie sein Vorgänger Peter Altmeier Ministerrang. Der 45-jährige Hesse war Staatsminister im Kanzleramt und beerbt nun seinen bisherigen Chef Altmeier, der Bundesminister für Wirtschaft und Energie werden soll. Neu in der CDU-Ministerriege ist die rheinland-pfälzische CDU-Vorsitzende Julia Klöckner. Die 45-jährige Winzerstochter soll das Ressort Landwirtschaft und Ernährung übernehmen. Auf ihren Posten bleiben nur Merkel und Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen.
Es gibt zwar berechtigte Kritik, dass es unter den CDU-Ministern keinen Ostdeutschen gibt, aber mal ehrlich: Wer wird schon Johanna Wanka, die geschäftsführende Ministerin für Bildung und Forschung, vermissen? Ein wirklicher Verlust ist Innenminister Thomas de Maizière. Der ist allerdings lediglich ein Westpolitiker mit sächsischem Wahlkreis. Dann ist da ja auch noch die Kanzlerin - in Brandenburg aufgewachsen mit Wahlkreis in Mecklenburg-Vorpommern.
Bei sechs Ministerposten kann man nicht alle Quoten erfüllen. Mit Merkel und den drei Ministerinnen dürfte die CDU bei einem Zustandekommen der GroKo zumindest die beste Frauenquote unter den Regierungsparteien haben. Dazu kommt, dass sich die CDU-Mannschaft etwas verjüngt hat. Geografisch zu kurz gekommen ist definitiv Baden-Württemberg. Das Bundesland gehört wirtschaftlich, flächen- und bevölkerungsmäßig zu den bedeutendsten Gliedstaaten der Bundesrepublik und würde in der neuen Bundesregierung mit Annette Widmann-Mauz lediglich eine Staatssekretärin im Bundeskanzleramt bekommen. Die Personalie ist umstritten. Die Gesundheitsexpertin soll im Kanzleramt für Migration, Flüchtlinge und Integration zuständig sein. Es gibt in der CDU genug Politikerinnen und Politiker mit Migrationshintergrund, die besser geeignet für den Job wären, Die Schwäbin ist wohl der „Spahn-Quote“ zum Opfer gefallen.
Die CDU in Baden-Württemberg mag sich trösten. Immerhin stammt Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble aus ihren Reihen. Er bekleidet das protokollarisch zweitwichtigste Amt der Republik.
Meinung
Randglossen
Es war längst fällig: Präsident Mauricio Macri hat endlich angekündigt, dass er die Zahl der Ministerien verringern und damit weniger Minister als bisher und in der Folge weniger hohe Beamte beschäftigen werde. Hinzu kam die Ankündigung, dass die hohen Gehälter zunächst eingefroren werden und nicht zunehmen, wie es landesweit üblich ist. Zwanzig Ministerien, die Macri anfangs einrichtete, darunter ein sogenanntes Modernisierungsministerium, worunter man sich überhaupt nichts vorstellen konnte, sollen verringert werden, das heißt konkret, dass Minister, Staats- und Unterstaatssekretäre sowie Nationaldirektoren entfallen. Früher regierten die Präsidenten mit nur acht Ministern, denen Staats- und Unterstaatssekretäre zur Seite standen. Offenbar hat Präsident Macri eingesehen, dass zwanzig Minister ein Unsinn waren. Mit Marcos Peña als Regierungschef („jefe de gobierno“) kann Macri bequem regieren.
Österreich hat ein Problem, ein ernstes: das Wetter. Die derzeitige Kältewelle macht das umstrittene Verhüllungsverbot endgültig zu dem, was es wirklich ist. Zur Farce. Das Gesetz sollte ursprünglich die Halb- oder Vollverschleierung muslimischer Frauen unterbinden, aber aus Gründen der politischen Korrektheit verbot man nur die Gesichtsverhüllung. Bisher traf die seit Oktober geltende Regelung hauptsächlich Touristen und Menschen, die sich gegen Wind und Kälte schützten. Bei der derzeitigen Kältewelle in Österreich tut das fast jeder, deshalb setzte das Innenministerium die Strafverfolgung aus. Das gilt auch im Karneval, bei Maskenbällen, Frühjahrs-, Sommer- und Herbststürmen. Man hätte das Kind auch beim Namen nennen und das Burka- oder Nikab-Tragen verbieten können. Doch das wäre auch ein Sonnenscheingesetz. Bei Kälte könnten sich Muslimas einen Schal über den Schleier werfen und sich im Karneval als Muslimas verkleiden.
Jemanden mit seinen eigenen Waffen schlagen - diese Redensart hat US-Präsident Trump wohl allzu wörtlich genommen. Nach dem Amoklauf eines Schülers in Florida vor knapp einer Woche schlug der Präsident allen Ernstes vor, die Bewaffnung der Gesellschaft auszuweiten, anstatt sie zu verringern. Trump hält es für die beste Präventionsmaßnahme gegen Amokschützen, Lehrer für den Notfall mit Waffen auszustatten. In das Schwarz-Weiß-Bild des Präsidenten passt aber offenbar nicht, dass auch von Lehrern eine Gefahr ausgehen kann. Genau dies geschah am Mittwoch in Dalton (Georgia). Ein bewaffneter Pädagoge hatte sich in einem Klassenzimmer verschanzt und auf den Direktor geschossen, als sich dieser dem Raum näherte. Die Schule musste evakuiert werden. Trump äußerte sich bislang nicht zu dem Vorfall, dass er sein Schweigen zu einer Denkpause nutzt, ist aber wohl kaum zu erwarten.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 20,42, gegen $ 20,22 in der Vorwoche. Ab Ende Dezember betrug die Zunahme 7,76%. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 61,50 Mrd., gegenüber u$s 62,27 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.1.19 bei $ 23,95, was einen Jahreszinssatz von 20,80% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires ging in einer Woche zum Mittwoch um 0,10% zurück, liegt dennoch um 9,80% über Ende Dezember 2017.
***
Die argentinischen Staatstitel standen letzte Woche im Zeichen der Baisse. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: +0,05%; Argentina 2021: -0,28%; Argentina 2026: -0,65%; Argentina 2046: -1,09%; Bonar 2024: -0,04%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 497,65 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 494,38), und bei 24 Karat zu $ 794,55 ($ 789,37).
***
Der EMAE-Index des INDEC, der eine grobe Schätzung des BIP ist, lag im Jahr 2017 um 2,8% über 2016, womit der Rückgang von 2,3% des Vorjahres mehr als aufgeholt wurde. In Dezember lag er um 2% über dem gleichem Vorjahresmonat und 0,6% über November 2017. Die Zunahme des EMAE im Jahr 2017 war die höchste seit 2011, als sie 6% betragen hatte. Im Dezember 2017 lag die Bautätigkeit mit einer interannuellen Zunahme von 12,20% an erster Stelle, gefolgt von sozialen und persönlichen Dienstleistungen mit 3,70%, Finanzen mit 3,10%, Handel mit 2,30%, Landwirtschaft mit 2,20%, und Hotels und Restaurants mit 2% Die Industrie wies eine Zunahme von nur 0,20% aus, und die Fischerei erlebte einen Rückgang von 10,3%.
***
Der Index der Bauwirtschaft (ISAC) des INDEC, weist für ganz 2017 eine Zunahme von 11,4% und im Januar im Vergleich zum gleichen Vorjahresmonat eine von 19% auf. Dieser Index verzeichnet jetzt schon 11 Monate in Folge eine zweistellige interanuelle Zunahme.
***
Im Januar 2018 wurden in der Bundeshauptstadt 4.484 Immobilien notariell übertragen, 30,9% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband der Notare mit. In Werten waren es $ 12,90 Mrd., 63,3% mehr als im Vorjahr. Dabei nahmen die Käufe, die mit einer Hypothek finanziert wurden, in einem Jahr um 145% zu. 41,4% der Käufe wurden mit einer Hypothek finanziert, 22% im Vorjahr.
***
Der Index der Industrieproduktion des INDEC (benannt EMI, “estimador mensual industrial”) lag im Januar 2018 um 2,6% über dem gleichen Vorjahresmonat. Es handelt sich um den 9. Monat in Folge mit einer interannuellen Zunahme. Im Januar lag die Produktion von Materialien für die Bauwirtschaft um 14,8% über dem Vorjahr. Die Produktion von Stahl und Aluminium lag um 14,6% über dem Vorjahr und die Chemie verzeichnet eine Zunahme von 4,9%. Auf der anderen Seite nahm die Zigarettenproduktion um 7,3% ab, die von Automobilen um 6,4%, die von Erdölprodukten um 3,9%, die von Kunststoffen um 1,4%, die von Textilien um 1,3% und die von Nahrungsmitteln und Getränken um 0,7% ab. Die Entwicklung war somit sehr ungleich, mit einer starken Konzentration der Zunahme auf einige Bereiche.
***
Der Reallohn ist 2017 um 3% gestiegen und der Durchschnittslohn erreichte im Dezember $ 26.000, teilt das Arbeitsministerium mit. Die registrierte Beschäftigung nahm um 2,2% (gleich 268.000 Personen) zu. Der staatliche Bereich (Bundesstaat, Provinzen und Gemeinden) beschäftigte im Dezember 2017 3,19 Mio. Personen, 1,2% mehr als ein Jahr zuvor. Der private Bereich beschäftigte 8,75 Mio. Menschen, 2,2% mehr als im Vorjahr.
***
Die Regierung hat am Mittwoch zwei neue Bonds untergebracht, einen auf 2 Jahre zu 21% oder CER-Index plus 4% und ein anderer auf 5 Jahre, nur zu CER-Satz plus 4%. Insgesamt wurden Bonds für $ 58,3 Mrd. untergebracht, bei einer viel höheren Nachfrage.
***
Die Consulting-Firma von Orlando Ferreres hat für Januar 2018 ein interannuelles Wachstum der Wirtschaft von 4,5% ermittelt. Ebenfalls ist sie zu einer Zunahme der Industrieproduktion gegenüber dem Vorjahr von 2,8% gelangt, im Gegensatz zum Ergebnis von FIEL, von minus 0,6%. Für Ferreres hatte der Aufschwung der Bauwirtschaft eine größere Wirkung auf Wirtschaft und Industrie.
***
Die Gasverteilungsunternehmen von Groß-Buenos Aires, Metrogas und GasBAN, haben bei der öffentlichen Audienz der Vorwoche Tariferhöhungen von 35% bis 46% ab 1. April gefordert. Das muss dann vom zuständigen Amt Enargas genehmigt werden. Der Tarif ergibt sich rein technisch aus dem Preis, der für das Gas an die Unternehmen bezahlt wird, die Gas fördern, plus den Kosten des Ferntransports. Die Unternehmen, die das Gas an die Haushalte und Unternehmen liefern, berechnen dabei nur eine Marge, die jedoch bei der öffentlichen Diskussion nicht bekanntgegeben wurde.
***
Die Gehälter der Richter des Obersten Gerichtshofes sind mit Abstand die höchsten im staatlichen Bereich. Sie gehen von monatlich $ 267.549 für Carlos F. Rosenkranz bis $ 317.344 für Elena Highton de Nolasco. Diese Richter erhalten einen Zusatz für jedes Amtsjahr. Außerdem zahlen sie keine Einkommenssteuer (Gewinnsteuer). Nur Richter, die neu in die Justiz eintreten, werden jetzt von dieser Steuer erfasst. Wenn sonst jemand ein Gehalt wie das dieser Richter bezieht, muss er ca. 30% Steuern zahlen. Der Präsident (der auch laut Verfassung keine Einkommenssteuer zahlt) hat ein Gehalt von $ 208.000.
***
Im Januar lag der landesweite Stromkonsum um 1% unter dem gleichen Vorjahresmonat, obwohl die Durchschnittstemperatur höher war, berichtet die Stiftung Fundelec. Der Konsum der Haushalte ging um 3,4% zurück, und der des Handels sank um 3,5%, während der der Industrie um 3,7% zunahm. Dies weist darauf hin, dass die Haushalte und der Handel Strom gespart haben, u.a. durch Einstellung der Kimaanlagen auf 24 statt 18 Grad, während die Industrie mehr Strom benögtigte, weil sie mehr produzierte.
***
Der Import von Textilien war im Januar 2018 ca. doppelt so hoch wie im gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Kammer der Bekleidungsindustrie. In Mengen waren es 108% mehr. Von diesen Importen entfallen 70,1% auf China, 5,6% auf Indien, 3,2% auf Bangladesch, 3,1% auf Vietnam und je 2,2% auf Paraguay und Perú. Hier handelt es sich mehrheitlich um Ware, die aus dem Orient stammt. Bei der Kette Falabella lag der Import diesen Januar um 341% über dem Vorjahr, und bei Zara waren es 208%.
***
Pensionen, Hinterbliebenenrenten, Gnadenrenten und Kindergelder werden ab Juni um 5,66% erhöht. Die Reform, die die Regierung im Dezember durchgesetzt hat, bestimmt vier Erhöhungen pro Jahr, statt vorher zwei. Die Zunahme wird zu 70% gemäß dem Index der Konsumentenpreise und zu 30% gemäß dem Lohnindex des Arbeitsministeriums (genannt RIPTE) für das 4. Quartal 2017 berechnet. Die Preiszunahme betrug im 4. Quartal 6,1%, aber die Lohnzunahme nur 4,63%. Für das erste Halbjahr 2018 beträgt die Zunahme somit 11,7%. Mit der früheren Berichtigungsformel hätte die Zunahme schon im März 14,5% ausgemacht. Die Mindestpension steigt von $ 7.660 ab 1. März auf $ 8.094 ab 1. Juni, und das Kindergeld wird von $ 1.493 auf $ 1.577 erhöht.
***
Die Consulting-Firma Elypsis rechnet für Februar mit einer Zunahme des Indices der Konsumentenpreise von ca. 2,5%. Der Inflationsimpuls kommt vom Stromtarif (+18%), vom Benzinpreis (+3,5%), von den privaten Krankenkassen (“prepagas”, +4%) und dem öffentlichen Nahverkehr in Groß-Buenos Aires (+5,1%). Die Kerninflation wird auf ca. +1,9% geschätzt..
***
Im April oder Mai wird das Abkommen zwischen den Regierungen von Argentinien und Deutschland über den Bau und die Finanzierung des Wasserkraftwerkes Chihuidos in Neuquén unterzeichnet, erklärte der Präsident der argentinischen Bautenkammer, Gustavo Weiss. Die Gesamtinvestition für das Projekt wurde auf u$s 2,2 Mrd. veranschlagt, und die Leistung des Kraftwerkes beträgt 700 MW. Das deutsche Unternehmen Voith ist am Projekt interessiert. Unter der Regierung von Cristina Kirchner war das Projekt an einen russischen Konzern zugeteilt worden, der auch eine großzügige Finanzierung geboten hatte. Die Macri-Regierung zog die Verhandlungen über die Bestätigung des Projektes so weit hinaus und war dabei so unnachgiebig, obwohl es sich um eine gute Offerte handelte, dass der russische Konzern seine Offerte zurückzog.
***
Die Beschäftigung der Bauwirtschaft stieg 2017 um 9,7% auf 407.256 Personen, und die Löhne nahmen um 35,1% zu, berichtet das statistische Institut der Branche (IERIC). Im Dezember 2017 lag die Beschäftigung um 12% über dem gleichen Vorjahresmonat. Der Durchschnittslohn betrug in diesem Monat $ 24.207 (einschließlich des Teiles des zusätzlichen Jahreslohnes, der auf einen Monat entfällt) und lag um 26% über Dezember 2016.
***
Die ZB hat am Dienstag letzte Woche beschlossen, den Referenzzinssatz in der zweiten Woche in Folge bei 27,25% zu belassen.
***
Die Consulting-Firma Kantar Worldpanel hat ermittelt, das der normale Konsum der Haushalte im Januar 2018 um 2% unter dem gleichen Vorjahresmonat lag. Im November 2017 hatte der Massenkonsum noch um 4% über dem Vorjahr gelegen, und im Dezember blieb er unverändert. Die Tendenz zeigt deutlich nach unten. Aufgeteilt nach sozialen Gruppen ergibt sich für Januar 2018 beim ärmsten Drittel der Haushalte ein interannueller Rückgang von 11%.
***
Bei der ersten Zusammenkunft des Vorstandes des Dachverbandes der Industrie, der “Unión Industrial Argentina”, in diesem Jahr wurde an erster Stelle die Wirkung der hohen Importe von Bekleidung, Schuhen, Möbeln u.a. Holzprodukten, auch Nahrungsmitteln und Getränken auf die lokale Fabrikation behandelt. Bei Nahrungsmitteln wurde besonders auf den Fall der Tomatenkonserven hingewiesen, bei denen die Importe von 500.000 Einheiten im Jahr 2015 auf 26 Mio. im Jahr 2017 gestiegen sind.
***
Die Handelsbilanz der Industrie der Lebensmittel und Getränke weist im Januar 2018 einen Überschuss von u$s 1,58 Mrd. aus, 12% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Branche COPAL. Die Exporte erreichten u$s 1,79 Mrd., bei einer Mengenabnahme von 17,9% und einer Wertzunahme von 11,7%. Die Importe lagen mit u$s 210,6 Mio. um 33,2% über dem Vorjahr.
***
Der Klimafonds (FVC), der von den Vereinten Nationen abhängt, hat einen Kredit von u$s 100 Mio. für Projekte in Argentinien gewährt, die sich auf Effizienz im Energiebereich und erneuerbare Energien beziehen, mit Schwerpunkt auf mittlere und kleine Unternehmen. Die Kredite werden über die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) vergeben. Die lokale staatliche BICE-Bank (Banco de Inversión y Comercio Exterior) trägt zum Projekt noch Kredite in Höhe von u$s 60 Mio. bei, und es wird schließlich damit gerechnet, dass noch u$s 70 Mio. aus privaten Finanzquellen hinzukommen.
***
Die Gewerkschaft der Omnibusfahrer hat mit dem Unternehmerverband eine Lohnerhöhung von 15% vereinbart, davon 5,8% im April, 5,4% im September und 3,8% im Januar 2019. Der Durchschnitt für ein Jahr liegt somit um die 10% über dem Vorjahr. Außerdem wurde eine einmalige Zahlung im März von $ 1.500 vereinbart. Der Grundlohn steigt somit zunächst auf $ 27.800, dann auf $ 29.300 und schließlich auf $ 30.300. Es gibt hier keine Indexierungsklausel. Dieses Abkommen stellt einen weiteren Erfolg der Regierung dar, die 15% als Richtlinie aufgestellt hat. Bei den Omnibussen werden die Kosten zum Teil durch die Fahrkarten und zum anderen Teil durch eine Subvention für Dieselöl gedeckt, so dass die Lohnerhöhung auch die Staatsfinanzen belastet.
***
Die Gewerkschaft des Personals der Luftfahrt hat mit der Airline Andes eine Lohnerhöhung von 25% vereinbart. Diese Zulage steht im Einklang mit der von Aerolineas Argentinas von 24,5%, von Austral von 28% und von LAN von 24%. Die Gehaltserhöhung gilt ab 1. Januar 2018. Es wurde auch weitere Zulagen in das neue Abkommen aufgenommen, wie für Ausbildung, für Ernährung u.a.
***
Kabinettschef Marcos Peña und Carlos Vignuolo, Leiter des “Belgrano Planes”, trafen sich in Salta mit den Gouverneuren der Provinzen des Nordwestens, einschließlich Santiago del Estero, um über die Durchführung der Investitionen zu sprechen und zu entscheiden, die in diesem Programm inbegriffen sind. Die wichtigste bezieht sich auf die Belgrano-Frachteisenbahn, die von der Stadt Buenos Aires in die Provinzen der Gegend führt, für die Lokomotiven und Waggons in hohem Umfang gekauft wurden und die Schienen erneuert werden. Dadurch sollen die Transportkosten für Produkte des Nordwestens spürbar gesenkt werden. Doch der Belgrano-Plan bezieht sich auch auf andere Projekte. Insgesamt sind es 21, für die im Haushalt 2018 ein Betrag von $ 31 Mrd. für öffentliche Investitionen vorgesehen ist.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Eine neue Umfrage über die Lebensbedingungen der Venezolaner hat ergeben, dass die Mehrheit der Bevölkerung mit Hunger zu Bett geht und 64% erklären, durchschnittlich in etwas über einem Jahr 11 kg an Gewicht eingebüßt zu haben. Dass die Bevölkerung in Venezuela hungert, sollte gewiss nicht sein, da das Land natürliche Bedingungen aufweist, die eine vielfältige Produktion von Lebensmitteln im Überschuss und zu geringen Kosten erlauben. Die Regierung von Hugo Chávez hat die venezolanische Landwirtschaft zu Grunde gerichtet, so dass auch Lebensmittel importiert wurden, die früher im Land erzeugt wurden. Eine Studie der Katholischen Universität und anderen Hochschulen hat ergeben, dass die Armut von 48,4% der Bevölkerung im Jahr 2014, bis 2017 auf 87% gestiegen ist und die extreme Armut von 23,6% auf 61,2%.
***
Die USA, Kanada und Mexiko haben ihre Verhandlungen über eine Neuauflage des Nordamerikanischen Freihandelsabkommens (Nafta) wieder aufgenommen. Trotz des bislang schleppenden Verlaufs zeigten sich die Gastgeber vor dem Beginn der neuen Gesprächsrunde am Sonntag in Mexiko-Stadt optimistisch. Die Delegationen wollen dort bis zum 5. März über eine Modernisierung des seit 1994 bestehenden Abkommens verhandeln. „Wir müssen uns den komplexeren Themen widmen“, sagte Mexikos Wirtschaftsminister Ildefonso Guajardo. Er halte es für möglich, dass in den kommenden Tagen sieben Nafta-Kapitel abschließend neuverhandelt werden könnten. Die Verträge umfassen 33 Kapitel, bislang wurden nur drei davon aktualisiert. Bei den vergangenen Treffen hatten sich die Teams kaum aufeinander zubewegt. Besonders umstritten sind Regeln für die Autoindustrie und der US-Vorschlag, die Verträge alle fünf Jahre zu überprüfen und neu zu ratifizieren. Das Abkommen wird derzeit auf Druck der USA neu verhandelt. Präsident Donald Trump sieht sein Land benachteiligt und hat bei einem Scheitern der Gespräche mit einem US-Ausstieg gedroht. (dpa)
***
Die Exporte des Mercosur stiegen 2017 um 13,8% berichtet das Institut für die Integration von Lateinamerika und der Karibik (INTAL), das von der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID) abhängt. Der Handel unter den Mercosur-Staaten nahm im 1. Halbjahr 2017 um 16,4% zu, also stärker als die Exporte in Länder außerhalb der Zone.
***
Geschäftsnachrichten
AccorHotels
Dieser internationale Hotelkonzern, der u.a. Hotels mit den Marken Sofitel, McGallery, Novotel und Ibis betreibt, will dieses Jahr zwei neue Hotels in der Stadt Buenos Aires eröffnen: ein 5-Sterne-Hotel McGallery auf der Straße Callao (gegenüber dem Pizzurno-Palast) mit 113 Zimmern, und ein 3-Sterne Hotel mit 94 Zimmern Ibis Styles auf der Corrientes. Der Konzern musste vor kurzem das Sofitel-Hotel auf der Straße Arroyo aufgeben, weil die Miete zu teuer geworden war.
Zurich Insurance Group
Diese Schweizer Versicherungsgesellschaft hat das Lateinamerika-Geschäft der australischen QBE Insurance Group für u$s 409 Mio. übernommen. Auf diese Weise wird Zurich zur führenden Versicherungsgesellschaft in Argentinien, erhält aber auch eine größere Bedeutung in Brasilien, Kolumbien und Mexiko. QBE hat vor einiger Zeit die lokale Versicherungsgesellschaft “La Buenos Aires” übernommen, die zum Roberts-Konzern gehörte, der seine Bank an die britische HSBC verkauft hat. Argentinien stellt umsatzmäßig etwa die Hälfte des Kaufs dar, wobei Zurich, die schon vorher in Argentinien eine bedeutende Stellung hatte, mit dem Kauf den Umfang der Versicherung von Sachgütern und Unfällen etwa verdoppelt.
Franklin Templeton
Dieser US-Investmentfonds, der Aktiven von u$s 770 Mrd. verwaltet, hat sich in Argentinien niedergelassen, und ist zu diesem Zweck eine Verbindung mit dem lokalen Investment-Fonds SBS, geleitet von Gustavo Cañonero, eingegangen. SBS will drei lokale Fonds schaffen, einen für Staatstitel in Pesos, einen weiteren für Staatstitel in Dollar und einen dritten für lateinamerikanische Staatsbonds. Zwei leitende Beamte von Templeton, Michael Hasenstab und Gregory Johnson waren letzten Monat in Argentinien, wobei der erste schon 2016 in Argentinien war und damals Präsident Macri einen Besuch abstattete.
Wirtschaftsübersicht
Die Gefährdung der Konjunktur
Die Wirtschaft hat sich im Laufe des Jahres 2017 weitgehend von der vorangehenden Rezession erholt und einen Wachstumsprozess eingeleitet, mit einer BIP-Zunahme, die für das ganze Jahr nahe bei 3% liegt. Die Regierung vertritt dabei die These, dass es nicht um eine einmalige, anormal hohe Wachstumsrate ginge, sondern um die Beibehaltung einer BIP-Zunahme von 2% bis 3% auf viele Jahre hinaus, ohne Unterbrechungen. Doch schon zu Beginn des Jahres 2018 sind Schwierigkeiten aufgekommen, die die Aussicht auf eine Weiterführung des 2017 eingeleiteten Wachstums trüben. In der Tat sollte die Ordnung der Wirtschaft, die Ausmerzung der gigantischen Kirchner-Korruption, die Zunahme der Infrastrukturinvestitionen, die vielen Zusatzinvestitionen bei Privatunternehmen und, allgemein, das Andauern der Aufnahme der technologischen Revolution, für eine Fortsetzung des Wachstums sorgen. Die Senkung der Inflationsrate wirkt ebenfalls in diesem Sinn; doch 2018 beginnt in dieser Hinsicht nicht gut, und das wirkt auch rezessiv.
Als erstes muss auf die Wirkung der schlimmen Dürre hingewiesen werden, die stärkste seit über vier Jahrzehnten. Das beeinträchtigt die Ernten, so dass jetzt mit einer Gesamternte von Getreide und Ölsaat von etwas über 110 Mio. Tonnen gerechnet wird, gegen 137 Mio. im Vorjahr, wobei auch die Rinderzucht großen Schaden erlitt. Dabei ist dieses Jahr auch der Flächenbrand in der Provinz La Pampa hinzugekommen, der 700.000 ha umfasst. Und im Norden des Landes hat eine große Überschwemmung einen erheblichen Schaden hinzugefügt. Insgesamt wird mit einem Schaden in einer Größenordnung von u$s 5 Mrd. gerechnet, wobei der Export besonders stark betroffen sein wird, was das hohe Defizit der Leistungsbilanz erhöht.
Indessen muss darauf hingewiesen werden, dass die Auswirkung der Dürre jetzt viel geringer als vor 40 Jahren ist, weil die Landwirtschaft allgemein auf direkte Aussaat übergegangen ist. Wenn gepflügt wird, dann trocknet die Erde bei Ausfall von Regen ganz aus. Doch bei direkter Aussaat, wird nur eine Rinne in den Boden gemacht, in die dann der Samen mit Düngemitteln gelegt wird, und die Rinne dann zugedeckt wird. Auf diese Weise wird die Bodenfeuchtigkeit erhalten, und auch die Bodenstruktur, so dass die Dürre nur eine oberflächliche Wirkung hat. Wenn es in letzter Minute noch regnet, kann die Ernte noch teilweise gerettet werden, auch wenn die Erträge dabei geringer sind. Eine Ernte von 110 Mio. Tonnen, eventuell sogar 120 Mio. Tonnen, wie sie für dieses Jahr erwartet wird, wäre im historischen Vergleich eine der vier höchsten der argentinischen Geschichte. Der technologische Fortschritt bei der Landwirtschaft war in den letzten Jahrzehnten gigantisch, und das wirkt sich zunehmend aus. Bei der Rinderwirtschaft hat sich die Mästung im “feed-lot” durchgesetzt, so dass sich auch die Dürre weniger auswirkt.
Allein, es gibt auch andere dunkle Wolken am Himmel. Die starke Erhöhung der Tarife von öffentlichen Diensten, die unerlässlich ist, aber bei weitem nicht kostendeckend sein wird, führt zu einer Verringerung des verfügbaren Einkommens breiter Kreise der Bevölkerung, was dann in einem geringeren Konsum zum Ausdruck kommt. Die Regierung hat ihrerseits die Investitionen in Infrastruktur im Januar verringert, um das ohnehin schon hohe Defizit zu begrenzen. Auch das wirkt sich schließlich auf die Konjunktur aus.
Ebenfalls wirken sich die hohen Importe von Automobilen u.a. Fahrzeugen und auch die von Konsumgütern und Gütern für die Weiterverarbeitung, die die lokale Produktion verdrängen, negativ auf die Konjunktur aus. Wenn das System des kompensierten Kfz-Austausches mit Brasilien eingehalten würde, könnten die lokalen Kfz-Fabriken gut 20% mehr produzieren.
Ebenfalls entziehen die hohen Dollarkäufe der Wirtschaft die Nachfrage für Güter im allgemeinen. Die Dollarkäufe betrugen im Oktober u$s 2,58 Mrd., im November 2,72 Mrd., im Dezember u$s 3,90 Mrd. und im Januar 2018 2,89 Mrd. Es handelt sich dabei zu etwa 40% um Käufe von unter u$s 10.000, die im Oktober auf 860.000 Personen entfallen, im November auf 835.000, im Dezember auf 1,04 Mio. und im Januar auf 1,05 Mio. Diese Devisenkäufe belasten die Zahlungsbilanz, die ohnehin schon ein gefährlich hohes Defizit bei der Leistungsbilanz aufweist.Von diesen gekauften Dollar wird der allergrößte Teil gehortet (zu Hause oder in einem Bankschließfach). Ein kleiner Teil wird für Käufe (von Immobilien u.a. Gütern) eingesetzt und ein noch geringerer wird bei Banken deponiert, so dass ein Teil in Form von Krediten wieder in der wirtschaftlichen Kreislauf fließt.
Hinzu kommt dann noch die Zunahme der Zinsen in den USA, die sich sofort in höheren Zinsen bei der Unterbringung argentinischer Staatsbonds auf dem US-Finanzmarkt ausgewirkt hat. Die Zinsen belasten die Staatsfinanzen und die Zahlungsbilanz ohnehin schon sehr stark, mehr als auf Dauer zu vertragen ist, und bei einer Zunahme des Zinssatzes verschärft sich das Problem, so dass die Neuverschuldung eventuell abnehmen muss, was jedoch schwer zu verkraften ist. Auch das wirkt im Endeffekt rezessiv.
Die zurückhaltende Haltung der Bevölkerung, und vor allem der Unternehmer, ist jedoch vornehmlich darauf zurückzuführen, dass keine unmittelbare Lösung für die zwei auf Dauer untragbaren Ungleichgewichte in Aussicht steht, nämlich das der Staatsfinanzen und das der Leistungsbilanz. Der gut informierte Journalist Marcelo Bonelli, schreibt in seinem wöchentlichen Kommentar in der Zeitung Clarín am letzten Freitag, dass innerhalb des Kabinetts eine Gruppe von hohen Beamten, mit Kabinettschef Marcos Peña an erster Stelle, meint, dass der bestehende Gradualismus, bei dem die Probleme nach und nach angegangen werden, erfolgreich sein wird, während jedoch eine andere (mehrheitliche) Gruppe die Meinung vertritt, dass diese Strategie nicht ausreicht, so dass gelegentlich eine Krise ausbricht. Wir teilen diese Meinung, auch ein großer Teil der Unternehmerschaft macht sich Sorgen in diesem Sinn. Und das wirkt paralysierend, sowohl auf Investitionen, wie auf allerlei Initiativen, die zum Wachstum beitragen.
Wirtschaftsübersicht
Löhne, Gehälter, Produktivität, Effizienz und Qualität der Arbeit
Bei der Bestimmung von Löhnen und Gehältern geht es auch um die Leistung der Arbeitnehmer. Das wird allgemein als Produktivität bezeichnet, bezieht sich im Grunde jedoch auf die Effizienz. Produktivität bezeichnet die Beziehung der geleisteten Arbeit zum konkreten Ergebnis, während Effizienz ein umfassender Begriff ist, der die Leistung des einzelnen Arbeitnehmers in Beziehung zum Gesamtergebnis eines Unternehmens setzt. Effizient ist auch ein Arbeitnehmer, der sich um Qualität kümmert, der bereit ist, wenn nötig Überstunden zu leisten, der seinen Chef über Möglichkeiten unterrichtet, einen Arbeitsprozess zu verbessern, der sich um eine gute Zusammenarbeit mit seinen Kollegen bemüht und nur fehlt, wenn er wirklich krank oder durch einen Unfall verhindert ist, und in der modernen Welt auch der, der lernt, mit dem komplexen Computersystem umzugehen.
Es ist von großer Bedeutung, dass das Produktivitätsprinzip (das in diesem Fall auch Effizienz einschließt) in die diesjährige Lohndiskussion aufgenommen wurde. Denn auf diese Weise können Lohn- und Gehaltserhöhungen gewährt werden, die für den Arbeitgeber keine zusätzlichen Kosten darstellen, und somit nicht auf die Preise abgewälzt werden.
Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, hat den Lehrern für dieses Jahr eine Zulage von 15%, zahlbar in Raten, geboten, was der offiziellen Richtlinie entspricht. Aber außerdem hat sie einen Zuschlag für Lehrer vorgeschlagen, die nicht fehlen. Gegenwärtig ist es bei den staatlichen Schulen so, dass für jeden Lehrer zwei Ersatzlehrer bereitstehen (die auch bezahlt werden, wenn sie nichts tun), die sich mit den effektiv eingesetzten Lehrern die Arbeit teilen. Diese erklären, krank zu sein, was ohne weitere Prüfung angenommen wird, so dass sie dann zu Hause bleiben oder sich anderen lukrativen Tätigkeiten widmen. Bei den Privatschulen gibt es so etwas nicht. Hier fehlen die Lehrer nur einen Bruchteil der Tage der staatlichen Schulen. Das zeigt klar, dass es sich in den staatlichen Schulen um ein krummes Manöver handelt.
Wenn die Lehrer nur fehlen, wenn sie effektiv krank sind (was von einem Arzt bestätigt werden muss, der für diesen Zweck zugelassen ist), dann sollen sie gemäß dem Vorschlag von Frau Vidal einen Zusatz zu ihrem Gehalt erhalten. Über die Höhe des Zusatzes kann man sich dann streiten. Wenn dies sich so auswirkt, wie es gedacht ist, dann haben die meisten Ersatzlehrer nichts mehr zu tun. Sie müssten dann entlassen werden. Als erstes müssten einige zu effektiven Lehrern ernannt werden, also freie Stellen besetzen und dann dürften diejenigen, die in Pension gehen, kündigen oder sterben, nicht ersetzt werden. Und dann muss man sehen, was man mit den Verbleibenden macht. Das erfordert jedoch eine Änderung des Lehrerstatuts. Und hier kommt der echte Konflikt mit den Lehrergewerkschaften zum Vorschein.
Es wäre zunächst wichtig, wenn die Provinzregierung bekanntgibt, wie viele Lehrer und Ersatzlehrer es gibt und wie dieses korrupte System funktioniert. Dabei dürfte dann die öffentliche Meinung mehrheitlich für die Abschaffung dieser Korruption eintreten und der Provinzregierung politischen Rückhalt geben. Das gleiche Problem besteht in den anderen Provinzen und auch in der Bundeshaupstadt, wo es jedoch schon unter Esteban Bullrich als Erziehungsminister (2007-2015) korrigiert wurde.
Das Produktivitätsprinzip kann auch in vielen anderen Fällen angewendet werden, an erster Stelle bei den Lastwagenfahrern. Hier gelten Bestimmungen (die Hugo Moyano durchgesetzt hat), die mehr Chauffeure als notwendig erfordern, den Besitzern von mehreren Lastwagen, die selber fahren wollen, dies verbieten, und auch sonst die Lohnkosten unnötigerweise erhöhen. In anderen Branchen stellen sich andere Probleme. Zur Zeit der Menem-Regierung wurde Unternehmen erlaubt, ein System einzuführen, gemäß dem eine Gruppe von Arbeitern für verschiedene Tätigkeiten zuständig ist und jeweils dort eingesetzt wird, wo sie gebraucht wird, statt dass jeder nur eine bestimmte Tätigkeit verrichtet, auch wenn diese nur gelegentlich effektiv besteht. Das hat u.a. dem Stahlunternehmen Acindar erlaubt, die Belegschaft bei gleichzeitiger Produktionszunahme stark zu verringern. Unter den Kirchners wurde dies nicht mehr zugelassen, an erster Stelle bei einem Telefonunternehmen, das einen Antrag in diesem Sinn gestellt hatte. Die Produktivitätsproblematik ist noch viel weitreichender und umfasst u.a. auch die Flexibilität bei den Arbeitsstunden, so dass gelegentlich mehr gearbeitet wird, und dies dann durch weniger Arbeitsstunden ausgeglichen wird.
Die Diskussion über das Thema hat jetzt begonnen. Eigentlich ist sie schon seit längerer Zeit im Gange, nachdem die Gewerkschaft der Erdölarbeiter im Gebiet von Vaca Muerta eingewilligt hat, produktivitätshemmende Klauseln abzuschaffen, und dies nachher auch in anderen Erdölgebieten, bei der Bauwirtschaft und in der Milchindustrie vollzogen wurde. Jetzt geht es um die Verallgemeinerung des Prinzips. Es ist jedoch unerlässlich, dass dieses Thema eingehend erklärt wird, damit die Regierung sich durchsetzt. Denn die öffentliche Meinung spielt hier auch eine Rolle. Wenn die Produktivitätsproblematik in ihren konkreten Aspekten diskutiert wird, dann dürfte die Regierung eine politische Rückendeckung erhalten. Denn kaum jemand dürfte dagegen sein, dass ein Arbeitnehmer einen besseren Lohn erhält, wenn die Zunahme nicht die Kosten erhöht und somit nicht auf die Preise abgewälzt wird.
Das Problem, das sich hier gesamtwirtschaftlich stellt, besteht darin, dass Arbeitnehmer übrig bleiben, weil die gleiche Arbeit mit weniger menschlicher Arbeitszeit verrichtet wird. Deshalb setzt das Produktivitätsschema voraus, dass die Wirtschaft wächst und mehr neue Arbeitsplätze schafft, wobei eine zunehmende Produktivität auch dazu beiträgt. Hier ist es wie bei der Henne und dem Ei, von denen keiner zuerst kommt, sondern beide direkt zusammenhängen.
Die Unternehmen wenden faktisch immer das Effizienzprinzip an, indem sie Angestellte, die gut arbeiten, in der Regel Chefs, besser entlohnen. Das ist jedoch weitgehend subjektiv und bezieht sich in auf Gehälter, die über denen des Gesamtarbeitsvertrages liegen. Um was es jetzt geht, ist um die Verallgemeinerung des Effizienzprinzips und seine Eingliederung in den Gesamtarbeitsvertrag. Doch dabei ergibt sich eine Differenzierung von Löhnen und Gehältern, und das ist für die Gewerkschaften prinzipiell nicht annehmbar. Ende der 90er Jahre wollte die damalige Erziehungsministerin Susana Decibe einen Fonds schaffen, um Lehrern, die eine Sommerkurs absolvierten und/oder in Schulen lehrten, die auf Grund einer Prüfung der Schüler qualitativ besser eingestuft wurden, eine Zusatzlohn zu zahlen. Die Lehrergewerkschaften meuterten dagegen,und stellten ein großes weißes Zelt vor dem Kongress auf. Die Initiative konnte daraufhin nicht durchgesetzt werden. Jetzt sollte man es wieder versuchen.